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Die letzten überstaatlichen Beratungen über die Fragen 
des Wohnungswesens und des Städtebaues fanden im 
Jahre 1931 in B e r l i n  statt. N ach längeren Verhand
lungen war es damals gelungen, die beiden Tagungen, 
die die Internationale Vereinigung für W ohnungswesen 
und Städtebau (mit dem Sitz in London) und der Inter
nationale Verband für W ohnungswesen (mit dem Sitz in 
Frankfurt a .M .) ursprünglich in kurzem Zeitabstand nach
einander getrennt in Berlin abhalten w ollten, zeitlich zu 
sammenzulegen, so daß die Besucher der einen Tagung 
auch an den Veranstaltungen der anderen teilnehmen 
konnten. Auch eine Zusammenlegung der gesellschaft
lichen Veranstaltungen und Besichtigungen sowie eine 
Abgrenzung der Beratungsgegenstände w a r dam als in 
gewissem Umfange erre ichbar, indem die Londoner V er
einigung sich in der Hauptsache mit den Fragen der 
Gesundung der Elendsviertel, mit Städtebau und Landes
planung befaßte, während der Frankfurter Verband bei 
seinen Beratungen die mehr wohnungstechnischen Fragen 
in den Vordergrund stellte. Verhandlungen, die dam als 
während der Tagungen und im Anschluß daran  zwischen 
den Verbänden über ihre W iedervere in igung stattfanden, 

führten leider zu keinem Ergebnis.
So kam es, daß in diesem Jahre die beiden Verbände 

zeitlich und örtlich g e t r e n n t e  überstaatliche Tagun
gen veranstalteten und überdies die G egenstände, die 
zur Verhandlung standen, sich stark Ü b e r s c h n i t t e n .  
Wenn trotzdem beide Tagungen eine sehr starke Be
teiligung fanden, so beweist dies, welch überaus großen 
Anteil heute nicht nur die verantwortlichen Stellen der 
Länder und Gemeinden, die V erb ände und die A rch i
tektenschaft, sondern darüber hinaus weite Kreise der 
Bevölkerung aller Kulturstaaten an den Fragen des W o h 
nungswesens, der Siedlung und des Städtebaues nehmen. 
Wies schon die Tagung des Frankfurter Verbandes, die 
vom 23. bis 26. Juni in Prag stattfand1), eine Beteiligung 
von etwa 800 Teilnehmern aus 25 verschiedenen Ländern 
auf, so stieg die Beteiligung an der Tagung des Lon
doner Verbandes auf fast das Doppelte dieser Zahlen.

Aus etwa vierzig verschiedenen Ländern w aren  Te il
nehmer erschienen. Den Hauptanteil stellten aus begre if
lichen Gründen England, Schottland und Irland. Aus 
diesen Ländern waren nicht nur die Regierungsstellen 
und sämtliche bedeutenderen Städte durch ihre verant
wortlichen Beamten vertreten, sondern auch die A rch i
tektenschaft beteiligte sich überaus stark. Deutschland 
war durch insgesamt 27 Teilnehmer vertreten, eine in 
Anbetracht der großen Schw ierigkeiten, die sich bei der 
Beschaffung der fremden G eldsorte zeigten , recht er-

*) Siehe unsere Berichterstattung in Heft 28, Se ite  A  338, und 
Heft 29, Seite 578 bis 579.
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freuliche Zah l. Stattliche Abordnungen waren ferner 
insbesondere aus den Vereinigten Staaten von Am erika, 
aus Frankreich, Holland und den skandinavischen Län
dern erschienen. Auch die übrigen Länder Europas 
w aren  mehr oder minder zah lreich  vertreten. 
Daneben sah man Vertreter aus den übrigen 
W eltteilen , wobei C h ina, Indien, Australien, Süd
a frika , Südam erika und M exiko nicht fehlten. A ls V e r
handlungssprachen waren Englisch, Französisch und 
Deutsch bestimmt. Soweit erforderlich und erwünscht, 
wurden alle  Vorträge, Reden und Äußerungen in den 
Aussprachen jeweils auszugsweise in die beiden anderen 
Sprachen übersetzt.

Man kann natürlich von einer überstaatlichen Tagung, 
die sich außer mit den fachlichen Fragen auch mit den 
inneren Angelegenheiten des Verbandes beschäftigen und 
reichliche Gelegenheiten zu Besichtigungen geben muß, 
wobei überdies gesellschaftliche Veranstaltungen viel 
Zeit wegnehm en, nicht erwarten, daß a lle  zur Verhand
lung stehenden Gegenstände auch nur einigerm aßen er
schöpfend besprochen werden. Die Verhandlungsgrund
lage bilden bei solchen Tagungen die B e r i c h t e  der 
w ichtigsten Länder, die vor der Veranstaltung aufgestellt 
werden und bereits vor Beginn gedruckt den Teilnehmern 
zugestellt sein müssen. Diese Berichte lagen aus den be
deutenderen Ländern über die drei zur Verhandlung 
stehenden G egenstände: „P lanm äßige Entwicklung des 
flachen Landes und Erhaltung des Landschaftsbildes", 
„Z ie lbew ußte Planung" und „W iederunterbringung der 
Bevölkerung" in den drei Tagungssprachen gedruckt vor. 
Zusam menfassende allgem eine Berichte über die drei 
Gegenstände w aren  g leichfalls bereits bei Beginn der 
Beratungen vorhanden. Demgemäß konnte sich die Aus
sprache auf die wichtigsten, allgemeinen Fragen zu diesen 
Gegenständen beschränken.

Es wurde versucht, die Verhandlungen dadurch zu er
leichtern, d aß  z w e i  gleichzeitig in verschiedenen Sälen 
stattfindende Tagungen anberaum t wurden von denen 
die eine sich mit de- Fragen des S t ä d t e b a u e s ,  die 
andere mit denen des W  o h n u n g s w e s e n s befassen 
sollte Diese Teilung erw ies sich als nicht ganz glück
lich zum al insgesamt für diese Beratungen nur ein Tag 
zu /V e rfü g u n g  stand und durch die notwendigen Über
setzungen viel Zeit verlorenging. Es w äre  vie lle icht besser 
gewesen, entsprechend der Dreiteilung der Gegenstände 
auch drei Tagungen stattfinden zu lassen, von denen 
jede sich ausschließlich mit einem der drei Gegenstände 
befaßt hätte, wobei die Leitung streng darau f hatte 
achten müssen, daß  die Aussprache nicht über die eigent
lichen Beratungsgegenstände auf Fragen hinubergreift, 
die in den anderen Sitzungen zu behandeln w aren . Diese
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drei Tagungen hätten dann zeitlich getrennt stattfinden 
müssen. Nur so w äre  es möglich gewesen, daß  die Te il
nehmer, denen ¡a nicht allein an der Behandlung eines 
einzigen Gegenstandes gelegen w a r, auch an den Be
ratungen über die übrigen hätten teilnehmen können. 
Indes gaben die am letzten Tage erstatteten allgemeinen 
Berichte zu den einzelnen Gegenständen die M öglichkeit 
zu einer zusammenfassenden Unterrichtung a ller Te il
nehmer über das Ergebnis der Verhandlungen.

1. Entwicklung des flachen Landes
Der Allgem einbericht über „ P l a n m ä ß i g e  E n t 

w i c k l u n g  d e s  f l a c h e n  L a n d e s  u n d  E r 
h a l t u n g  d e s  L a n d s c h a f t s b i l d e s "  faßte das 
Ergebnis der Verhandlungen dahin zusammen, daß  mit 
Ausnahme von Dänemark und Australien eine z ie l
bewußte, sich auf das flache Land erstreckende Planung 
nur in D e u t s c h l a n d  und I t a l i e n  beobachtet w er
den könne, während sich in den anderen Ländern die 
M aßnahmen auf die Verhinderung einer allzu großen 
Verstädterung des Landes beschränkten. Die Verwen
dung von G e lände , das für landwirtschaftliche Zwecke 
dient, zur Bebauung mit W ohnhäusern wird als unfrucht
bare M aßnahme bezeichnet. Die Planung des flachen 
Landes müsse davon ausgehen, daß  die landwirtschaft
liche Nutzung nicht verm indert, sondern erhöht werde. 
W er das Land liebe, der müsse anerkennen, daß  über
a ll, wo auf dem flachen Lande G eb äude errichtet w er
den, von einer „Sterilisierung" des Landes gesprochen 
werden müsse. W enn dieser G edanke immer wiederholt 
werde, dann werde aus dem Schlagwort ein erziehe
risches Mittel.

Übereinstimmung bestand ferner darüber, daß dort, 
wo das Land bebaut werden muß, aus dem Geiste des 
L a n d e s  heraus gebaut werden müsse. Der Vertreter 
Frankreichs betonte besonders, daß bei Bauten auf dem 
Lande dem Künstler mehr Raum gegeben werden müsse 
als dem Ingenieur. Dies geschehe bisher noch nicht ge
nügend.

Bei der Bebauung des Landes müßten den Dorf
bewohnern a lle  Erfindungen der Technik zugutekommen, 
insbesondere Elektrizitäts- und W asserversorgung und 
sonstige Bequemlichkeiten. Die Häuser müßten in die 
Landschaft hineinpassen.

Die G e l d b e s c h a f f u n g s f r a g e  wurde berührt, 
aber nicht gelöst. Notwendig sei eine W eiterführung 
der Unterstützung durch öffentliche Mittel. Besonders 
wurde betont, daß bei der Aufteilung der Güter unwirt
schaftliche G rößen vermieden werden müssen. Die Art 
der Aufteilung ist in den einzelnen Ländern je nach der 
politischen Ansicht verschieden. Auf die deutsche G esetz
gebung wurde als besonders vorbildlich hingewiesen.

Die Ü b e r w a c h u n g  d e r  B e b a u u n g  müsse in 
allen Fällen bei der Regierung liegen, indes sind die 
Arbeitsweisen bei der Überwachung überall verschieden. 
In der Frage, ob die Überwachung durch eine höchste 
Stelle, durch eine Zwischen- oder die örtliche Stelle 
ausgeübt werden solle, herrschte keine Einigkeit.

Besondere Beachtung fand die Frage großer S t a a t s -  
p a r k e .  Hier wurde auf die amerikanischen Schöpfun
gen aufmerksam gemacht. Eine Vergrößerung solcher 
Parke sei anzustreben, wo es die Rücksicht auf die land
wirtschaftliche Erzeugung verantw ortbar erscheinen lasse.

A ls größte G efah r für das flache Land wurden immer 
w ieder die einseitige s t ä d t i s c h e  E i n s t e l l u n g  
der Architekten bezeichnet, die durch die Aufgaben der 
Industrie, des Verkehrs und der großstädtischen Bebauung 
in anderer Richtung beeinflußt seien. Der bescheidene

Architekt des flachen Landes w erde eines schönen Tages 
ohne Erwerb sein, wenn er nicht rechtzeitig erwache. Die 
angeschnittenen Gegenstände wurden als so wichtig be
zeichnet, daß  sie Sonderverhandlungen Vorbehalten 
werden müßten, die mit eingehenden Untersuchungen 
vom Arbeitsausschuß einzuleiten seien. In diesem Jahre 
sei dies nicht möglich, jedoch sei Eile geboten, da nur 
Schnelligkeit größeren Schaden für die Landschaft ver
hüte. Die umfassende Bebauung, die überhandnahme 
des W erbew esens usw. zeigten, w ie  groß die Gefahr sei.

2. Zielbewußte Planung
Bei dem Gegenstand „Z  i e I b e w  u ß t e P l a n u n g "  

führte zunächst der Nestor des englischen Städtebaues 
Sir Raymond U n w i n  aus, daß  die Menschen keine 
Ameisen seien, die eng zusammengepfercht in einem 
Haufen wohnen, aber auch keine Einsiedler, von denen 
jeder abgesondert für sich wohnen wolle . Die mensch
liche G esellschaft sei aufgebaut auf dem Zusammen
wirken von G ruppen. Diese dürften allerdings nicht zu 
groß sein. A lle  Städte —  auch die neuen Trabanten
stadtgründungen —  müßten von vornherein in der Größe 
beschränkt werden. In den Stadtplan müsse auch die 
Umgebung und das Land einbezogen werden. Die Haus
formen müßten aufgebaut werden mit dem Blick auf den 
Hintergrund des Landes, nicht umgekehrt.

Auch der Vertreter F r a n k r e i c h s  betonte, daß bei 
der Stadtplanung nicht das Menschliche außer acht ge
lassen werden dürfe. Man dürfe bei der Aufteilung des 
Bodens nicht den W eg  des geringsten Widerstandes 
gehen. Das Ziel dürfe nicht sein, die Städte und Häuser 
so billig w ie möglich zu bauen, die Grundlage müßten 
vielmehr Schönheit, W eite  und Freiheit bilden.

Ich habe demgegenüber betont, daß  der Aufbau der 
Städte nicht alle in  eine Sache des Gefühls 
und Geschm acks oder eine rein baukünstlerische 
Angelegenheit sei, sondern eine Angelegenheit von 
höchster p o l i t i s c h e r  T r a g w e i t e .  Die Art 
des Städtebaus sei entscheidend für die Zukunft 
eines Volkes. Die Lösung der von Unwin ange
schnittenen Fragen könne aber nur auf Grund wohl
durchdachter gesetzlicher Unterlagen erfolgen, die auch 
vor Eingriffen in das unbeschränkte Verfügungsrecht über 
den Grund und Boden nicht zurückschrecken dürften. 
Deutschland habe in zwei wichtigen Gesetzen die Grund
lagen für einen planm äßigen Städtebau bereits ge
schaffen. über beiden Gesetzen stehe groß die Über
schrift: „Gem einw ohl muß vor Eigenwohl gehen!". Ich 
habe sodann die beiden G esetze und die hierbei ge
machten Erfahrungen erläutert und betont, daß in allen 
Ländern genügend gute Städtebauer und Architekten 
vorhanden seien, die, wenn die nötige gesetzliche Grund
lage geschaffen sei, auch das beste äußere Kleid für den 
Städtebau finden werden.

Der Vertreter der Stadt Birmingham verlangte, daß die 
Fachleute besser und p lanm äßiger als bisher im Städte
bau ausgebildet werden müßten. Der Vertreter Mexikos 
w ies darau f hin, daß  dort ein ehrenamtlicher Ausschuß 
eingesetzt sei, der das Recht habe, mit den Grund
besitzern Verträge zur Verbesserung der Stadtplanung 
abzusch ließen . Die G rundbesitzer müßten 50 vH, die 
Regierung die restlichen 50 vH der Straßenkosten tragen. 
Ausführlich wurden die Versuche Englands zum Bau neuer 
selbständiger Gem einden, W e lw yn  und Letchworth, er
örtert. Der Vertreter Belgiens führte aus, daß der starke 
Freiheitsdrang der Belgier einen planm äßigen Städtebau 
stark erschw ere. Sowohl der einzelne als auch die Ge
meinden beugen sich nur ungern unter die Aufsicht des 
Staates. A llgem ein kam in der Aussprache die Schwie
rigkeit zum Ausdruck, die dem Städtebau daraus er-



- h e  daß das W ohl des einzelnen sehr oft mit den 
F o r d e r u n g e n ,  die die Ö ffentlichkeit erheben müsse, nicht 

in Einklang zu bringen sei.

3. W iederunterbringung d e r  B e v ö lk e ru n g
Der Hauptberichterstatter über „W  i e d e r u n t e r - 

. i n a u n g  d e r  B e v ö l k e r u n g "  bezeichnete eine 
Z u s a m m e n fa s s u n g  des Ergebnisses der Verhandlungen 

l5 besonders schwierig, weil die Ausspracheredner 
¡rht den Vorbericht als G rund lage für ihre Ausführungen 
« l e n  hätten. D . ,  Vertrete , von N ew  York hielt 

L e  Feststellung darüber für notwendig, w elcher Hundert
satz des Einkommens für die Miete aufgewendet werden 
s0||e In den Vereinigten Staaten gehe man von 15 bis 
20 vH aus. Der Vertreter von M anchester w ies dem
gegenüber auf die Schwankungen der Einkommen hin 
und die sich hieraus ergebende Notwendigkeit der Unter
stützung für den Fall der Zahlungsunfähigkeit der M ieter.
Der Vertreter von Leeds betonte, daß  seine Stadt an und 
für sich gegen jede Unterstützung se i; in der W irklichkeit 
könne man indes ohne sie nicht auskommen. Sie müsse 
aber auf die Fälle beschränkt w erden, in denen sie w irk
lich notwendig sei. Er erläuterte eingehend das V e r
fahren der Stadt Leeds, das ihm mustergültig erschiene.

Ein Vertreter Schwedens führte aus, daß  die Frage 
der verwahrlosten Häuser dort w eniger dringend sei als 
die Übervölkerung. Indes sei in bezug auf die Dichtigkeit 
der Bevölkerung eine allm ähliche Besserung zu ver
zeichnen. Hieran sei allerdings großenteils die sinkende 
Geburtsziffer Schwedens schuld. Trotzdem  gebe es dort 
noch sehr viele übervölkerte W ohnungen, namentlich 
solche, die aus einem Zimmer und aus einem Zimmer und 
Küche* bestehen. Die Volksvertretung habe neuerdings 
große Beträge für die Verbesserung der W ohnungs
verhältnisse bewilligt.

Andere Vertreter führten aus, d aß  nicht der Kam pf 
gegen die Übervölkerung in den W ohnungen im Vord er
grund stehen müsse, sondern der Kam pf gegen das 
Wohnen von zuviel Personen in einem Zimmer. Es müsse 
eine überstaatlich gültige Umschreibung für den Begriff 
„Übervölkerung" aufgestellt werden . Die Frage der 
Übervölkerung sei hauptsächlich eine geld liche.

Eine ausgiebige Aussprache entspann sich über die 
Frage: S t o c k w e r k s w o h n u n g e n  o d e r  E i n z e l 
haus .  Niemeyer-Frankfurt und M usil-W ien traten dafür 
ein, daß, soweit irgend angängig , die Unterbringung in 
Einzelhäusern am Rande der Stadt erfolgen müsse. Dem 
trat Keppler-Amsterdam entgegen. Er betonte die N ot
wendigkeit zu untersuchen, w ie „un liebsam e" Familien 
untergebracht werden können, und w ies au f die V e r
suche in Holland hin. G egen diese A rt der Unter
bringung von unliebsamen Familien wandten sich vor 
allem die englischen Abgeordneten, die betonten, daß 
die persönliche Freiheit unbedingt gewahrt werden 
müsse. Die Absonderung unliebsam er Familien w ider
spreche der W esensart des englischen Volkes. Von an
derer Seite wurde darauf hingewiesen, d aß  es sich offen
bar hier um ein M ißverständnis hande le ; unter „un lieb 
samen Familien" seien nicht „unbemittelte Familien , 
sondern Familien ohne guten W illen  zu verstehen. V ie le 
erwiesen sich als gute Einwohner, wenn sie besser unter
gebracht und angesiedelt werden als bisher. Keppler- 
Amsterdam gab zu, daß  er nur Familien im A uge habe, 
die, nachdem sie bereits untergebracht oder angesiedelt 
waren, sich als ungeeignet zum Zusam menleben in der 
Volksgemeinschaft mit anderen Familien erw iesen hab en ; 
für diese Kreise müßten besondere Unterbringungs
maßnahmen getroffen w erden.

Die inneren Verhandlungen der Internationalen V e r
einigung für Wohnungswesen und Städtebau galten der

Entgegennahme des Berichts, den die Geschäftsführung 
erstattete, und der Ergänzung des Vorstandes, des A rbeits
ausschusses und der Geschäftsführung. An Stelle des 
seit dem letzten Kongreß verstorbenen Vizepräsidenten 
Dr. Robert S c h m i d t  wurde der Stuttgarter O b e r
bürgermeister S t r ö l i n  zum Vizepräsidenten gewählt.
In den Arbeitsausschuß wurden Oberbürgerm eister 
S t ö c k l e  (Deutscher Gem eindetag) und Stadtrat N i e 
m e y e r ,  Frankfurt a . M ., berufen, der gleichzeitig zum 
ehrenamtlichen Schatzm eister bestellt wurde. Das Amt 
des Präsidenten der Internationalen Vereinigung ging 
aus der bewährten Hand von Dr. John N o t e n  (Cam 
bridge, M assachusetts, U SA), dessen Amtszeit ab gelau
fen w a r, an den Leiter der Städtebauabteilung im Bri
tischen Gesundheitsministerium P e p I e r über.

G ro ß e  Bedeutung wurde mit Recht einer möglichst 
weitgehenden Unterrichtung der Abgeordneten über die 
bisherigen E r f o l g e  E n g l a n d s  auf dem G eb iete des 
Städtebaues und des W ohnungsneubaus gelegt. Eine 
Reihe von Besichtigungen von Slums, und Führungen 
durch die an ihrer Stelle errichteten Ersatzbauten, die 
Vorstadtsiedlungen und die beiden Gartenstädte W elw yn 
und Letchworth gaben reichliche G elegenheit, sich ein 
Urteil über die Verhältnisse und Leistungen in England 
zu bilden. Der Eindruck w ird wohl bei allen A bgeord
neten ein überaus starker gewesen sein. Es ist erstaun
lich, mit w elcher Zielsicherheit und Tatkraft England seit 
Beginn des Industriezeitalters in der ersten Hälfte des 
18. Jahrhunderts die Politik verfo lgt hat, die M asse der 
Bevölkerung nicht in städtischen M ietskasernen, sondern 
in Flachbauten unterzubringen. Schon auf der Reise 
nach London fä llt auf, daß sich die G roßstadt nicht, w ie 
bei uns, schon von weitem durch häßliche Brandmauern 
und ein wüstes Durcheinander von mehrgeschossigen 
Häusern, Einfam ilienhäusern, Kleinsiedlungen und Lauben
geländen ankündigt. Fast eine Stunde lang fährt man 
nur durch Flachbaubezirke mit endlos aneinander
gehäuften ein- und höchstens zweigeschossigen Reihen
häusern. Erst wo der eigentliche Stadtkern angeht, be
ginnt das mehrgeschossige M iethaus. W enn auch diese 
Reihenhausbezirke in ihrer einförmigen, wenig mit G ärten 
durchsetzten, düsteren Bauart städtebaulich keineswegs 
ein erfreuliches Bild abgeben, so hat doch gerade diese 
Form der Unterbringung im wesentlichen die Zersetzung 
der englischen Arbeiterbevölkerung durch marxistische 
und kommunistische Bestrebungen verhindert.

Ausgiebig wurde gezeigt, w as England an die Stelle 
der abgerissenen Slums setzt. Es sind mehrgeschossige 
M iethäuser, größtenteils in der Form des „Laubengang
hauses", über deren Zweckm äßigkeit die Vertreter aus 
den einzelnen Ländern verschiedener Ansicht w aren . Die 
Grundrisse dieser Mietwohnungen weichen im übrigen 
lediglich insofern von den bei uns gebräuchlichen ab , 
als sie durchweg eine kleine Koch- und Abwaschküche 
(scullery) enthalten, in der nicht nur die Speisen bereitet 
w erden (vie lfach elektrisch oder mit G a s ), sondern auch 
einen Spültisch zum Abwaschen des G esch irrs, einen mit 
G a s  beheizten W aschkessel, bisweilen auch gleichzeitig 
eine Badewanne und -  in der Regel -  W arm w asser
versorgung. A lle  Ausrüstungen sind reichhaltig und be
sonders gediegen. Die W itterung erlaubt dabei, daß 
die Abwasserleitungen an die Außenseite des Hauses 
verlegt werden , w as allerd ings nicht immer den schon- 
heitlichen Eindruck der Schauseiten hebt.

Die Vorstadtsiedlungen, die in den letzten Jahren in 
G ruppen bis zu mehreren tausend Häusern zusammen
gefaß t errichtet wurden —  die Siedlung Becontree bei 
London umfaßt 25 000 Familien mit etwa 120 000 
Köpfen! — , sind in ihrer W eiträum igkeit sehr eindrucks
vo ll. Die Hausgrundrisse gleichen auch dort im allge-
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meinen den bei uns üblichen. Besonders fä llt au f, daß 
die Gartenzulagen sehr klein sind und Kleintierställe 
überhaupt fehlen. Der Engländer sieht in der Fürsorge 
für die Unterbringung der Bevölkerung lediglich eine 
Wohnungs-, keine Siedlungsfrage. Hierin liegt ein grund
legender Unterschied gegenüber der deutschen A uf
fassung. Demgemäß sind die G ärten fast ausschließlich 
zur Blumenzucht verwendet, bisweilen überhaupt kaum 
gepflegt. Gem üsebau ist eine Seltenheit. Höchstens 
findet sich da und dort ein kleines Gew ächshaus für 
Frühgemüse.

Im Anschluß an die Tagung bot sich G elegenheit, auf 
einer Reise durch das Land die bedeutendsten I n - 
d u s t r i e s t ä d t e  M i t t e l e n g l a n d s  kennen zu 
lernen: Manchester, Liverpool, Leeds, Bolton, Birmingham. 
Hierbei zeigte sich die grundlegend verschiedene A uf
fassung der einzelnen Städte in bezug auf die gewählte 
Art der Lösung der W ohnungsfrage. W ährend z. B. 
Liverpool mit Rücksicht auf die Schwierigkeiten bei der 
Geländebeschaffung in großem Umfang zur Befriedigung 
des W ohnungsbedarfs durch große M ietblöcke über
gegangen ist, halten andere, w ie M anchester und Bir
mingham, in der Hauptsache am Flachbau fest, überall 
zeigte sich das gleiche Bild: p lanm äßiger Abbruch von 
Slums-Vierteln mit dem Z iele , in etwa 5 Jahren die Haupt
schäden beseitigt zu haben, Ansiedlung eines Teiles der 
Bevölkerung in Neubauten, die an Stelle der ab ge
brochenen Häuser errichtet werden, Umsiedlung der 
übrigen Familien an den Stadtrand, übera ll, soweit es 
sich um Miethäuser handelt, fast ausschließliche Bevor
zugung des Laubenganghauses; soweit Befriedigung des 
Bedarfs in Flachbauten erstrebt w ird , Zusammenfassung

der Bauaufgaben zu großen einheitlichen Siedlungs
blöcken, mit teilweise a llzu  aufwendigen Straßen und 
bisweilen a llzu  schematischen Linienführungen.

Vie lleicht ist der bedeutsamste Eindruck, den die Deut
schen mitgenommen haben, die Überzeugung, daß das 
neue Deutschland mit seiner zielbewußten Förderung des 
Flachbaues und hier wiederum mit der Bevorzugung der 
Siedlung gegenüber der reinen Wohnungsfürsorge, auf 
dem richtigen W eg e  ist, d aß  die Macht eines Staates 
und seine innere Festigung wesentlich von einer Unter
bringung der Bevölkerungsmassen in gesunden Woh
nungen unter möglichster Vermeidung zu großer Anhäu
fung in Massenmiethäusern abhängt, daß aber für den 
Fall w irtschaftlicher Rückschläge es nicht genügt, die 
M asse der Bevölkerung in W ohnungen untergebracht zu 
haben, sondern daß  allein die S i e d l u n g  den Men
schen vor der Verelendung bewahrt.

Es bleibt noch zu erwähnen, daß  die Tagung durch 
keinen einzigen Mißton gestört wurde, daß die Aufnahme 
der fremden G äste  in allen Städten durchweg eine be
sonders zuvorkommende w ar und die Engländer in 
keinem Falle es an einer der Bedeutung Deutschlands 
vollkommen entsprechenden betonten Berücksichtigung 
der deutschen Vertreter fehlen ließen. Zwischen den 
Verhandlungen und Besichtigungen ergab sich reichlich 
Gelegenheit zum Meinungs- und Erfahrungsaustausch mit 
den Vertretern der übrigen Länder. Für den äußeren 
Rahmen sorgten zah lre iche Einladungen und festliche 
Empfänge, von denen der durch den Lordmayor und die 
Stadtverwaltung von London in der altehrwürdigen 
Guildhall ein besonders glänzendes Bild von der stolzen 
Überlieferung und dem Reichtum der Weltstadt gab.

Die Altstadtfrage — nicht nur eine Frage der „Sanierung"
O berbaurat Dr.-Ing. Kneller, Ulm

Jeder für Hochbau und Städtebau verantwortliche Bau
beamte einer Stadt mit wertvollem Altstadtkern w eiß , was 
diese Frage bedeutet. Die Verantwortung gegenüber 
Zeitgenossen und Geschichte ist nicht gering. Es ist ein 
besonderes Verdienst der neuen Staatsführung, einer 
großen Reihe alter deutscher Städte w ieder Bedeutung 
und Ziele gegeben zu haben. Die W irkung wird in 
erster Linie in einer erhöhten Bautätigkeit sichtbar. Diesem 
Ansporn Rechnung zu tragen, ist nicht nur eine w irt
schaftliche, sondern in besonderem M aße eine Kultur
aufgabe.

O b w ir heute einen eigenen Stil haben oder ent
wickeln werden, das mögen spätere Zeiten beurteilen. 
Aber w ir werden im Dritten Reich keine neugotischen 
Kirchtürme, Rathäuser und M arktplatzwände mehr bauen 
w ie im vergangenen Jahrhundert, und w ir werden alte 
ausgetretene Stufen in geschichtlichen Gebäuden nicht 
durch neue ausgetretene Stufen ersetzen, w ie es ein sehr 
bekannter Baupfleger und „Rekonstrukteur" in den ver
gangenen Jahrzehnten getan hat. W ir werden überhaupt 
nicht altertümeln, sondern uns ein Beispiel gerade an den 
früheren starken Stilzeitaltern nehmen, die immer in ihrer 
eigenen Zeitauffassung neu gebaut und umgebaut haben: 
sei es die völlig zu Barock gewordene Zisterzienserkirche 
in O liva , oder die frühgotische Heiligkreuzkirche in 
Schwäbisch-Gmünd mit der barocken Raumhälfte, oder 
das klassizistisch aufgem achte bürgerliche G iebelhaus 
aus der mittelalterlichen Blütezeit Ulms.

Ein gutes altes G eb äude in der Umgebung von Stil
nachahmungen oder, w as nicht weniger verwerflich ist, 
von romantischen Anklängen w ird in seinem Wert stark 
abgeschwächt. Es w ird in demselben M aße gesteigert 
in der Umgebung zw a r neuzeitlicher, aber zurückhalten
der Gestaltung. M erkwürdig, daß  diese einfachen Erfah
rungen nicht schon immer m aßgebend waren. Würde 
es doch nie jemand eingefallen sein, einen wertvollen 
Edelstein im Gem enge fa lscher Steine zu verwenden, es 
sei denn zu plumpen Täuschungszwecken. Auch wird 
ein Mensch mit W ertbegriffen niemals ein falsches Stil
möbel in ein Zimmer mit echten Stilmöbeln stellen, weil 
er genau w e iß , daß  die echten (und er mit ihnen) da
durch stark herabgem indert w erden, ganz abgesehen von 
gerissenen Nachahm ungen, die gerade durch ihren 
Zweifelswert die ganze Sammlung wertlos machen.

Noch vie l zu wenig beachtet ist die falsche Romantik 
im S t ä d t e b a u ,  also  in der Gesamtauffassung der 
Stadtform. Es gibt ein Buch „D ie  Stadtkrone", geschrie
ben von einem m erkwürdigerweise sonst alle herkömm
lichen Begriffe verachtenden M ann. Schließlich vertritt 
er doch darin die m ittelalterliche Stadtform, deren Kern
gebäude (den Dom) er lediglich im Nutzungszweck um
deutet zum Stadthaus oder ähnlichem . Auch sogenannte 
moderne Städtebauer sind m erkwürdigerweise mit ihren 
Musterstadtvorstellungen noch keinen Schritt über die 
m ittelalterlich brennpunktm äßige Stadtauffassung hinaus
gekommen, obwohl ihr a lle  täglich pulsenden neuzeit-



, rh e n  E in r ic h tu n g e n  an Bahnen, S traßen , Fernschreiber 
' w (vom Fliegen ganz zu schweigen) völlig entgegen^ 

sind. Die einfachste Überlegung ist die, daß 
a u s g e r e c h n e t  im engsten Stadtgebiet, dem Altstadtkern,
Ä• arößte Verkehrsdichte durch strahlenförm ige V e r
kehrsanordnung erzeugt w ird , während sich die Raum- 

rhältnisse der Stadt gerade umgekehrt darstellen. So 
"kommt es daß sich die Raum frage in der A ltstadt doppelt
u n a n g e n e h m  bemerkar macht*).

Auch die räumlichen Verhältnisse der Häuser selbst 
sind keineswegs den neuzeitlichen Ansprüchen ent
sprechend gewachsen. Man erlebt es häufig und fort- 
aesetzt daß G eschäfte aussiedeln und A ltgebaude zu 
Schleuderpreisen veräußert werden müssen, weil sich die 
Räumlichkeiten mit dem besten W illen  nicht mehr neu
zeitlich umgestalten und auch nicht mehr vermieten 
lassen Dabei w ar das Haus nicht einmal abbruchwurd .g . 
Gewiß soll die Altstadt kein Museum sein, ohne Verbin
dung mit dem Leben einer Stadt. A ber man w ird nur 
d ie  Gebäude abbrechen und ersetzen, die abbruch
würdig sind, und wird ihnen nach G rö ß e , Form und 
Nutzungsart eine mit ihrer näheren Umgebung (Altstadt) 
v e r w a n d t e  Rolle zuteilen. Die Rolle soll nicht in 
Altertumsläden oder gewerblichen Spitzwegform en be
stehen. Das würde eben städtebaulich altertümeln

heißen.
Aber die entgegengesetzte Form großstädtisch pul

sender Durchbrüche inmitten von Altstadtgassen wird 
immer unorganisch sein : der räum liche und betriebliche 
Gegensatz ohne Vermittlungsgebiete, die gegenseitigen 
Störungen der w irtschaftlichen und kulturlichen W ertig 
keitsgegensätze usw. Es ist die alte Gesch ichte mit dem 
neuen Lappen auf dem alten K le id . B e i d e  werden 
verdorben. Das deckt sich auch mit dem Begriff der Un
wirtschaftlichkeit, oft belegt durch die Erfahrungen deut
scher Städte (Hamburg, Straßburg , Frankfurt a . M. usw.).

Die Frage der gesundheitlich notwendigen Verbesse
rungen durch Auslichtung von Blöcken (Braunschweig) 
oder völlige Beseitigung unbrauchbarer Stadtteile (Ham
burg) wird hierdurch nicht verneint, sondern unmittelbar 

gerechtfertigt.

Was soll aber im übrigen mit der Altstadt geschehen? 
Sie soll als ein besonders geprägtes Lebensgebilde von 
Gebäuden und Straßenräumen gemeinsamen A lters, G e 
füges, Form-, Nutzungs- und W irtschaftswertes, als leben
diger Stadtteil n e b e n  den anderen, neuen, bestehen
bleiben, erhalten und ohne Gew altsam keiten verbessert 
werden, soweit es gesundheitlich notwendig und w irt
schaftlich vertretbar ist.

Die besondere Schwierigkeit scheint darin zu be
stehen, daß die Altstadt n e b e n  den neuen Stadtteilen 
bestehen oder angeordnet werden soll. Das geschieht 
einfach dadurch, daß man den Hauptverkehr oder den 
hierfür geeigneten Verkehrsstreifen als Berührungslinie an 
der Altstadt und den übrigen Stadtteilen v o r b e i f ü h r t  
(Abbildung 1), wodurch dann die A ltstadt durchaus an 
das lebendige G eb ilde von heute angeschlossen ist, ohne 
darin dauernd die Rolle des unhaltbaren Verkehrs
zustandes zu spielen und damit völlig verdorben zu 
werden.

■  Altstall

¡PT vorh.Bebauung 

y//A proj. "

Frledrlchshifen

1 G u te  V erkehrsführung. Die Hauptsam melstrecken laufen als 
Berührungslin ien an den vorhandenen Stadtte ilen  (A ltstadt) vo rbe i. 
Die Stadt kann a ls  ein lebend iges G eb ild e  w eiterw achsen , ohne daß  
d ie A ltstad t, d ie ja nicht Verkehrsm ittelpunkt ist, beeinträchtigt w ird

') Siehe auch den Aufsatz von W ilhe lm  H e ilig  „V erkehrsentlastung  
der Altstadt Berlin" in Heft 24, Se ite  463 bis 470. Die Schriftle itung .

Altstadtgebiet 

Neue Baugebiete

2 Schlechte V erkehrsführung.
Die Hauptsam m elstrecken sind zu 
w eit d raußen  angeo rdnet. Die 
zusam m enhängende Baum asse 
muß w eiterw achsen , und d ie A lt
stadt b leib t doch ein Verkehrs
hauptgebiet

A ber auch in dieser M aßnahm e gibt es Übertreibungen 
mit der G e fah r, etwas vom G egenteil zu erreichen. W enn 
dieser Hauptverkehrsstreifen (Hauptsammelstrecke für 
den Durchgangs- und Stadtteilverkehr) n i c h t  u n 
m i t t e l b a r  an die bestehenden Stadtteile heran
gebracht wird (Abbildung 2), dann wachsen trotz a ller 
Stadtplanung die an sich schon zu weit gediehenen Bau
massen mit magnetischer W irkung an den Streifen heran. 
Damit verarößern  sie das Übel der zusammenhängenden 
Baumasse an sich, wenn auch die Verkehrsneigung gün

stiger gerichtet ist.
Es leuchtet wohl ein, daß  ein Altertümeln am Hause, 

am Straßenraum  und an der Stadtform -  von Kultur
belangen ganz abgesehen —  in sich unwirtschaftlich ist. 
D aß aber auch eine moderne Roheit am Altstadtgebiet 
immer unorganisch und deshalb unwirtschaftlich ist, das 

würde sich unfehlbar erweisen.
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Versuche mit A lpha-Decken

Der V erfasser berichtete in Heft 16, Seite 312 bis 314, über das 
, , A lpha -V e rfa h re n " , e ine neuartige Bauweise zur statisch w irk 
samen Verb indung  von Stah l und Eisenbeton (siehe auch den 
Aufsatz ,,Z u r  Verb indung  von Eisenbeton und S ta h lträ g e r"  von 
Hans Braun in Heft 2 7 , Se ite  5 37  bis 5 3 8 ). Das V erfah ren  ist 
inzwischen bei Bauten und Versuchen w eite r erprobt w orden . H ier 
w ird über e in ige d ieser Versuche berichtet. Die Schriftleitung

Der G rundgedanke des A lpha-Verfahrens, die schub
feste Zusammenwirkung von Träger und Betonplatte 
durch Aufschweißen von Rundstahlspiralen auf die 
Trägerflanschen herzustellen, ist e infach, technisch zu
verlässig und stellt eine wirtschaftliche Lösung der Frage 
der Beton-Stahl-Bauweise dar. Unter Aufsicht des Eid
genössischen Materialprüfungsamtes an der Technischen 
Hochschule in Zürich sind nun Versuche durchgeführt 
worden, um die statische W irkung der Schubspiralen 
nachzuprüfen.

Die allgemeine Versuchsanordnung zeigt in Schnitt und 
Grundriß Bild 1. Das Tragw erk besteht aus 2 NP 12 und 
einer 2 m breiten Eisenbetonplatte von 5,8 cm Stärke. Die 
Last wurde vermittels der beiden NP 24 aufgebracht und 
bei den verschiedenen durchgeführten Versuchsreihen so 
nach Lage und G rö ße  abgew andelt, daß zw ar die 
Ergebnisse gleich, aber die Schubkräfte verschieden groß 
ausfielen. Es sei vorweg bemerkt, daß  trotzdem die Er
gebnisse der Biegeversuche nur sehr wenig schwankten. 
Bei der Laststellung in Bild 1 betrug die rechnungsmäßige 
Nutzlast P — 523 kg, das Höchstmoment M =  785 kgm. 
Die Vorbemessung der Bauart wurde nach den zur Zeit 
gültigen Eisenbetonvorschriften und unter Zugrunde
legung folgender Annahmen durchgeführt:

1. Stahlträger und bewehrte Betonplatte wirken ein
heitlich zusammen, Querschnitte bleiben eben.

2. Verhältnis der Dehnungszahlen n =  20.
3. Zulässige Eisenzugspannung oe =  f l 200 kg/cm2.
4. Zulässige Betondurckspannung «b =  40 kg/cm2.
5. Zulässige Schubbeanspruchung der Schweißstelle

r  zul. =  14 zu l. oe =  60 0  kg/cm2

Für die Versuche gelangte gewöhnlicher Portland
zementbeton in fester Form und als Zuschlagstoff 
gewaschener Sand und Kies zur Verwendung. Das

Ingenieur Rene W . P. Leonhardt

2 B e w eh ru n g  v o r  d em  B e to n ie re n

gewicht wurde dadurch beim Ausschalen auf den ganzen 
Verbundträger übertragen, dagegen das Eigengewicht 
der Längsträger durch diese selbst aufgenommen.

Zur Vorprüfung der verwendeten Stoffe wurden gleich
zeitig mit der Ausführung der Probedecken Schweiß
proben und Betonproben hergestellt, deren Prüfung 
folgende Ergebnisse hatte:

a) S c h w e i ß p r o b e n

Schweißungen gleicher Art, w ie in der vorliegenden 
Bauart angewendet, wurden geprüft durch Zugproben 
von an Flacheisen angeschweißten Rundeisen 0  13 mm. 
Die Länge der Schweißungen betrug 3,6 bis 4,2 cm. Die 
Schweißungen blieben bei den Zugversuchen unbe
schädigt, dagegen erfolgte der Bruch der Rundeisen bei 
einer Spannung von 3,7 t/cm2.

b) B e t o n v e r s u c h e  ( M i t t e l w e r t e )

A lter: 28 Tage.
W ürfeldruckfestigkeit =  317 kg/cm2.
Biegefestigkeit =  33,2 kg/cm2.
Prismendruckfestigkeit =  250 kg/cm2.
Dehnungszahl im Spannungsbereich =

31 9 000 kg/cm2.

Die Anordnung der Meßpunkte ist aus Bild 1 zu ent
nehmen. Es wurden durchgeführt

1. örtliche Verformungsmessungen in der Druckzone 
H 600, H 603, H 491, H 605, H 610 (Bild 3 und 4);

2. örtliche Verformungsmessungen in der Zugzone H 3, 
H 5, H 4, H 8 [Bild 5 und 6 ) ;

3. Die Durchbiegungen der Längsträger (Bild 7). 

Vergleichsweise sind bei allen Linienbildern die
rechnungsmäßigen W erte mit angegeben. Die Streuungen 
der M eßergebnisse überschreiten nicht den Bereich, der 
erfahrungsgem äß durch die Stoffeigenschaften sowie die 
Abweichungen der w irklichen und der rechnerischen Last
verteilung bedingt ist.

Die örtlichen Verformungsmessungen in Mitte der 
Spannweiten liefern den N achw eis für das einheitliche 
Zusammenwirken des Verbundquerschnittes bei Biegungs
beanspruchung. Sie stimmen in guter Näherung mit den 
berechneten W erten überein. Die Dehnungen wurden

1 A llg e m e in e  V e rsu c h sa n o rd n u n g  in Schnitt und G ru n d riß

Mischungsverhältnis w a r fo lgendes: 300 kg Z .: 750 Liter 
Kies +  450 Liter Sand +  150 Liter W asser. Der A ußen
durchmesser der Spiralen betrug etwa 5 cm, die mittlere 
G anghöhe 22 bis 23 cm und die mittlere Länge der 
Schweißstellen 30 mm. Bild 2 gibt ein Bild der Be
wehrung vor dem Betonieren. Die Schalung der Platte 
w a r unmittelbar auf den Boden abgestützt. Ihr Eigen-

3 und  4  Ö rt lich e  V e r f o r 
m u n g sm e ssu n g e n  in d er Druck
zone H 6 0 0 , H 6 0 3 , H 491, 
H 6 0 5 , H 610
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m t
Der Bruch erfolgte infolge Fließens des unteren 

Flansches der Längsträger NP 12. N ach Bruch waren auf 
der Plattenoberseite wellenförm ige Risse längs den au f
geschweißten Spira len sichtbar, die als abhängige Bruch
erscheinung durch die großen Bruchverformungen zu 
werten sind. Durch Aufspitzen wurde festgestellt, daß 
die Schweißstellen der Schubspirale nach Bruch unbe
schädigt w aren . Die Bruchsicherheit betrug, bezogen 
auf Nutzlast alle in , 5,45, auf Nutzlast mit Eigen
gewicht n2 =  3,6.

Die rechnerischen Höchstspannungen betrugen für

1. N u t z l a s t  (einschließlich Eigengewicht)
n =  20

Betondruckspannung . . . =  29 kg/cm2 
Eisenzugspannung . . . =  1250 kg/cm2

Höchstschubkraft 
je Schweißstelle . . S =  1400 kg

7 Durchbiegungen der Längsträger

bestimmt auf Grund der Dehnungszahl E =  300 000 
kg/cm2, Betonzugzone mitwirkend. Die Verände
rung der E-Zahl mit veränderlicher Spannung ist 
für diese Berechnung praktisch belanglos, da sich bei 
den vorlieaenden Ausmaßen das Produkt El bei V e r
änderung von E nur wenig ändert. Bem erkenswert ist, 
daß die Faserverformungen des Betons über den Längs
träger in Mitte zwischen denselben und am Rand der 
Platte angenähert gleich sind. Diese Feststellung der 
aleichmäßigen Zusammenwirkung darf jedoch nicht ve r
allgemeinert werden ; denn sie ist im vorliegenden Falle 
durch die Lastübertragung mittels verhältnism äßig steifer 

Querträger gegeben.
Die Durchbiegungen der Längsträger zeigten nur ge

ringe Abweichungen voneinander, so d aß  w ir hier auf 
die W iedergabe beider M eßergebnisse verzichten 
können. Die ziemlich großen Auflagersenkungen rühren 
davon her, daß die Probedecken auf N orm alprofil-Q uer
träger aufgelagert w aren , die sich ihrerseits dehnbar 
verhielten. Die gemessene, au f die Sehne s =  4,30 m be
zogene Durchbiegung bei Nutzlast P =  523 kg betrug i. M.

f =  5 ,3 2 5  mm =  g jQ  ■ s 

Die mit E =  300 000 kg/cm errechnete Durchbiegung er

gibt für die Sehne s =  4,30 m
f =  5,10 mm, 

für die Spannweite I =  4,50 m

f =  5 ,45  mm =  g25  • I

Die gemessenen vollständigen Durchbiegungen zeigten 
bis zum doppelten Betrag der Nutzlast nur geringe A b 
weichungen vom verhältnism äßigen Verhalten.

Nach Belastung auf P =  788 kg wurde entlastet auf 
P = 43 kg. Aus den hierbei ausgeführten Messungen w ar 
zu entnehmen, daß die bleibende Durchbiegung nach 
erstmaliger Belastung auf die l,5 fach e  N utzlast etwa 
70 vH der erreichten totalen Durchbiegung betrug.

Nach Überschreiten der zw eifachen N utzlast zeigten 
die Durchbiegungen eine allm ähliche Abweichung vom 
verhältnismäßigen Verhalten, nach Aufbringen der v ie r
fachen Nutzlast zeigten sich im Beton auf Plattenunter
seite unter den Lasten Zugrisse. Die T ragkra ft der Decke 
war erschöpft bei P =  2850 kg, d. h. bei einer totalen 
Deckenauflast 4 P =  11 400kg. Aus Bild 8 und 9 ist die 
Probedecke bei totaler Belastung mit 6134 kg und unter 
Bruchlast ersichtlich.

n =  10 

38 kg/cm2 
1200 kg/cm2

1420 kg

2. B r u c h l a s t

Betondruckspannung . 
Eisenzugspannung 

Höchstschubkraft 
je Schweißstelle

n =  20 n =  10
=  117 kg/cm2 152 kg/cm2

=  4850 kg/cm2 4500 kg/cm2

5450 kg. S =  5360 kg

Bei den Versuchen wurde noch besonderes Augenmerk 
auf die verhältnism äßigen Verschiebungen zwischen 
Träger und Platte gelegt. Feinmessungen zeigten eine 
gute Übereinstimmung mit dem Verlauf der berechneten 
Faserdehnung aus Biegung. Erst bei etwa 3,5facher 
Nutzlast wurde eine geringe Verschiebung festgestellt. 
Diese Verschiebung entspricht der Überwindung der 
Haftfestigkeit zwischen Eisenflansch und Betonplatte, w o
durch die Schubbewehrung erst zur vollen W irkung ge
langt. Diese Haftfestigkeit ergibt sich rechnerisch zu 
40 kg/cm2, sie wurde überschritten bei 2/s der Höchstlast 
und hatte keine Unstetigkeit der Durchbiegungen zur 

Folge.

8 P ro b e d e c k e  b e i v o l ls tä n d ig e r  B e la stu n g  m it 6 1 3 4  kg

9  P ro b e d e c k e  u n te r  B ru c h la s t
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S c h l u ß f o l g e r u n g e n :

Aus den Untersuchungen lassen sich folgende Schlüsse 
ziehen:

1. Die Verbundquerschnitte arbeiten bei gewöhnlicher 
Biege- und Schubbeanspruchung bis zur Überwindung 
der Haftfestigkeit zwischen Längsträger und Betonplatte, 
welche bei etwa 3,5facher Nutzlast erfolgt, vollkommen 
einheitlich zusammen. N ach überschreiten dieser Last 
kommt die Schubbewehrung voll zur W irkung. Auch 
über diese Belastung hinaus und bis zur Bruchlast ist die 
Zusammenwirkung dank der besonderen Schubbewehrung 
sehr gut. Die je Schweißstelle übertragene Schubkraft 
erreichte vor Bruch den hohen Betrag von 7,5 t. Es er
folgte bei den vorliegenden Versuchen kein Versagen der 
Schubsicherung; der Bruch wurde durch überschreiten 
der Fließgrenze im unteren Flansch eingeleitet.

2. Die festgestellten Bruchsicherheiten zeigen, d aß  die 
Berechnung auf Grund der üblichen, im Eisenbetonbau 
zulässigen Spannungen hinreichende Sicherheit gew ähr

leistet. Es empfiehlt sich, auch in den übrigen Berech
nungsgrundlagen und aufbaum äßigen Einzelheiten 
(Breite der mitwirkenden Betonplatte, Querbewehrung 
usw.) die m aßgebenden Eisenbetonvorschriften zu be
folgen. Soweit nicht besondere Versuchsergebnisse über 
die Ermüdungsfestigkeit vorliegen , ist es zunächst ratsam, 
bei Berechnung der Schweißstellen nicht über die Schub
spannung r  =  500 kg/cm2 hinauszugehen, wobei die über
tragene Schubkraft im Querschnitt des Spiral-Eisens eine 
Zugspannung von 1200 kg/cm2 erreichen darf.

Die bei Nutzlast gemessenen Durchbiegungen betrugen 

im Höchstfall f =  qYq ' d ieses Ergebnis ist mit Rück

sicht auf die besondere Bauart der Alpha-Decke befrie
digend. Die festgestellte bleibende Durchbiegung nach 
Entlastung w a r sehr gering und betrug im Höchstfall 
7 vH. Dieses Ergebnis ist als sehr gut zu bezeichnen und 
liefert einen klaren Hinweis auf die einheitliche Zu
sammenwirkung der untersuchten Verbund-Bauart.

Festbauten der Bewegung in Nürnberg

A ls Nachtrag zu un
serem Aufsatz „Fe st
bauten d er Bewe
gung in N ü rn b erg " 
in H e ft2 2 , Seite 427  
bis 4 2 9 , veröffent
lichen w ir h ier Ent
w ürfe des Architek
ten A lb e rt S peer, 
B erlin , zur Luitpold
h a lle , d er Tagungs
stätte des bevor
stehenden Parte i
kongresses

V o rd e re  Sch au 
se ite  d e r  Lu it
p o ld h a lle

Rückseite der  
Luitpoldhalle



Großstadtgem äße Bücherei

Ergebnisse des W ettbewerbs zur Hauptbibliothek Frankfurt a . M.

»*r

Erster Preis, Architekt Hans 
Peter, O ffenbach a . M.
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Die Bauaufgaben des Büchereigebäudes

Seit dem Anfang des 19. Jahrhunderts hat sich immer mehr die 
Erkenntnis durchgerungen, daß innerhalb des Büchereigebäudes 
der Bücherspeicher, die Benutzungsräume und die Verwaltung 
als Raumgruppen klar zu trennen sind. Von ihnen muß nach der 
heutigen Auffassung des Büchereibetriebes das Bücherhaus den 
Ausgangspunkt der Bauplanung bilden. Das Bücherhaus ent
spricht am meisten dem ursprünglichen Begriff „Büchere i". Es ist 
aber auch gewissermaßen das Herz des gesamten Betriebes,- 
denn in ihm sind die Bücher aufgespeichert, die durch die ande
ren Räume dem wissenschaftlichen Leben zugeleitet werden. 
Durch die ins Riesenhafte angewachsenen Bestände der großen

Dr. W a lte r Schürmeyer
Direktor d er Bibliothek für Kunst und Technik, Frankfurt a.M

Büchereien hat das Bücherhaus zuerst die Fachleute gezwungen, 
sich mit der Bauaufgabe auseinanderzusetzen, um die wirtschaft
lichste Lösung für die Unterbringung zu suchen.

Die G rundm aße des Bücherhauses sind daher heute bereits 
aus den Erfahrungen heraus fast normenmäßig festgelegt. Für 
den Achsenabstand der G estelle  wurde 1,20 bis 1,50 m als aus
reichend erprobt. Die günstigste Geschoßhöhe liegt bei 2,20 m. 
Eine befriedigende Belichtung kann nur durch ausreichende 
Fensteröffnungen an den beiden Längsseiten erreicht werden. 
Die zu beiden Seiten eines M ittelganges angeordneten Gestelle 
erhalten dann bei e iner Länge von je 6  bis 7 m ausreichend Licht.

~r
1
l
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1
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O b e n : Ansicht Jügelstraße 
Mitte : Nordseite des Bücherspeichers 

Unten: 1. Obergeschoß
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Ein dritter Preis, Architekt Emst Baiser, Frankfurt a. M.

Oben links: Erdgeschoß 
Oben M itte: 1. Obergeschoß 
Oben rechts : 2. Obergeschoß 
M itte : Schaubild
Unten links: Ansicht von Norden 
Unten rechts: Ansicht Jügelstraße
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Ein dritter Preis, Regierungsbaumeister Heinz

1 1
I O i i i s i u : ; : : : « ! '

Zwei schmale G änge  an den Fensterwänden sollten jedoch nicht 
fehlen. Die Treppenanlagen und Aufzüge gehören an die 
Außenw ände, damit sie den Hauptverkehrsweg des Mittelganges 
von 1,50 bis 2 m Breite nicht stören. Der zweckmäßigste Grund
riß des Bücherhauses ist das leicht gestreckte Rechteck.

Da in einer gut geleiteten Bücherei das Buch auf dem schnell
sten W ege in die Hände des Benutzers gelangen soll, wird man 
von den Räumen, die der Benutzung dienen, den Lesesaal und 
die Stadtausleihe unmittelbar an das Bücherhaus anlehnen. In 
einzelnen Fällen ist es ratsam , einen Abwartraum  als Filter zwi
schen das Bücherhaus und die Ausgabestellen einzuschalten. 
Der Katalogsaal dagegen braucht nicht in unmittelbarer Verbin-

Schmeissner, München
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Ein dritter Preis, Architekt Hans
Junghanns, Düsseldorf
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O ben : Ansicht von Osten 
Mitte: Ansicht von Norden 
Unten: Erdgeschoß

dung mit dem Bücherhaus zu stehen. Da er ab er meistens von 
den Benutzern des Lesesaals und der Ausleihestelle befragt w ird , 
bevor diese Räume betreten w erden, muß er von diesen bequem 
erreichbar sein. Auch zwischen den beiden Ausgabestellen soll 
eine Verbindung bestehen, die von den W egen  der Benutzer 
nicht überschnitten w ird , da erfahrungsm äßig häufig ein H inüber
leiten der Bücher von der einen zur anderen Stelle erfolgt.

Im 19. Jahrhundert haben die Architekten gern den Lesesaal 
zum Mittelpunkt ihrer G rundrißentw icklung gemacht. Infolge
dessen haben die meisten älteren Lesesäle, besonders die Prunk
räume der großen Landesbüchereien ausschließlich O berlicht 
oder hohes Seitenlicht. Heute bevorzugt man wenigstens an 
einer Seite freien Ausblick in eine G rünan lag e oder einen g röße
ren Binnenhof. Erstrebenswert ist es, der nach Norden gerichte
ten Fensterwand eine Terrasse vorzu lagern , die in den Sommer
monaten ein Arbeiten in frischer Luft erm öglicht. Voraussetzung 
hierfür isT selbstverständlich, daß  diese Seite des G eb äudes nicht 
einer verkehrsreichen Straße zugekehrt ist. Da der Beamte, der

die Bücher für den Lesesaal ausgibt, meistens auch die Aufsicht 
führt, muß sein Platz einen guten Überblick über a lle  Arbeits
p lätze der Benutzer gewähren. Für die überall erforderliche 
Handbücherei ist eine ausreichende W and fläche vorzusehen. 
Neben dem Hauptlesesaal können a lle  größeren Büchereien 
besondere Räume für die Benutzung der Zeitschriften, H and
schriften oder anderer Sondersammlungen nicht entbehren.

Der Katalograum  stellt keine besonderen baulichen Aufgaben . 
Er braucht nur gutes Licht. Bei der Stadtausleihe sind die Be
amten von den Benutzern durch einen Schaltertisch getrennt. 
Beide Teile des Raumes dürfen nicht zu knapp bemessen sein, 
damit sich der Verkehr reibungslos abw ickeln kann. In dem Be
am tenteil, der einen unmittelbaren Zugang zum Bücherhaus hat, 
muß genüoend Piatz für die A b lage der aus- und eingehenden 
Bücher vorhanden sein. Die Benutzer brauchen Schreibgelegen
heiten und S itzp lätze  für W artende . G ern  w ird man mit der 
Stadtausleihe einen Ausstellungsraum verbinden, um Kostbar
keiten zu zeigen und zur Benutzung anzuregen.
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Am wenigsten Gedanken hat man sich früher über die Arbeits
räume der Büchereibeamten gemacht. Der neuzeitliche Bücherei
betrieb verlangt jedoch, daß  man auch diesen Räumen hinsicht
lich ihrer Anordnung und ihrer G rößenverhältnisse größte A u f
merksamkeit schenkt. Bei der Planung sollen ab er niemals Räume 
für einzelne Beamte vorgesehen werden. Es sind lediglich Raum
gruppen zu schaffen, die aus den Arbeitsgängen des Betriebs 
entwickelt sind. Da viele Arbeitsräume eine unmittelbare V er
bindung mit dem Bücherhaus oder mit einzelnen Benutzungs
räumen benötigen und es andererseits nicht erwünscht ist, daß 
sich die W ege der Benutzer und der Beamten kreuzen, wird man

im allgem einen alle  Arbeitsräum e der Beamten in ein oberes 
Stockwerk legen. Daraus ergibt sich dann die klare Scheidung 
der-V erb indungsw ege , die innerhalb einer Hauptraumgruppe 
waagerecht verlaufen , während die Verbindung der Raum- 
gruppen untereinander sich senkrecht vollzieht. Wünschenswert 
ist ein gesonderter Zugang für die Arbeitsräume, zu denen ein 
starker Botenverkehr von Lieferunternehmen usw. stattfindet 

Neben den in allen öffentlichen Gebäuden heute selbstver
ständlichen technischen und gesundheitlichen Einrichtungen sind 
für den Büchereibetrieb Förderanlagen von besonderer Wichtig
keit. Je  besser die Räume angeordnet sind, desto einfacher und

Vierter Preis, Regierungsbaumeister a. D. Konstanty 
Gutschow, Hamburg

Viktoriaallee. M itte: Mertonstraße. Unten: 1. Obergeschoß
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Erster Ankauf, Architekt Franz 
C. Throll, Frankfurt a. M.
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wirkungsvoller ist ihre Anlage. Fast unentbehrlich ist eine Rohr
post, da ständig Zettel (Bestellzettel, Katalogzettel usw.) durch 
olle Teile des Gebäudes verschickt -werden müssen.

Der Neubau der H a u p t b i b l i o t h e k  i n F r a n k 
furt  a. M. stellt eine Reihe von besonderen Bauaufgaben , die 
sich einmal aus dem G epräge der neuen Bücherei und anderer
seits aus ihrer städtebaulichen Lage ergeben. Die Frankfurter 
Bücherei ist zum Unterschiede von den meisten anderen großen 
Büchereien gleichzeitig Universltäts- und Stadtbücherei. Der Lage
platz des Gebäudes erfordert, daß diese doppelte Aufgabe bereits 
In der Anordnung der Eingänge zum Ausdruck kommt, da der 
natCPrliche Zugang von dem bestehenden Vorlesungsgebäude aus 
den Hauptverkehrsadern, die von der Stadt her zur Bücherei 
führen, abgekehrt ist. Außerdem soll die neue Hauptbücherei 
mehrere, bisher selbständige Fachbüchereien aufnehm en. Von 
diesen wird die Bücherei für Kunst und Technik , mit der die 
Patentschriftensammlung verbunden ist, am stärksten von der 
Frankfurter Bürgerschaft für Berufsaufgaben in Anspruch ge
nommen. Infolgedessen sind für diese Abteilung verschiedene 
selbständige Räume vorgesehen; insbesondere ein Lesesaal, in

dem die Einzelblättersammlung auch weiterhin w ie bisher ohne 
Vermittlung der Beamten zugänglich sein soll. Da aber die Be
nutzer der Einzelblättersammlung in den meisten Fällen das ein
schläg ige Fachschrifttum nicht entbehren kann, ist auch für diesen 
Lesesaal eine Anlehnung an das Bücherhaus unerläßlich. D a
neben ist ein unmittelbarer Zusammenhang mit dem Benutzungs
raum der Patentschriften erwünscht, der seinerseits wiederum 
neben dem Unterbringungsraum für die Patentschriften liegen 
muß. So ergibt sich für das Frankfurter G ebäude eine be
sondere, in sich geschlossene, ab er trotzdem mit dem übrigen 
Betrieb in unmittelbarem Zusammenhang stehende Raum

gruppe.
G ro ß e r W ert w ird in Frankfurt au f die Ausstellungsräume ge

legt. Die ehem alige Stadtbücherei besitzt eine seltene Fülle er
lesener Kostbarkeiten, die M usikalienabteilung der Bücherei für 
neuere Sprachen und Musik verfügt über eine bedeutende musik- 
oeschichtliche Sammlung, und die zahlreichen Kunstblätter und 
Tafe lw erke der Bücherei für Kunst und Technik können durch 
wechselnde Ausstellungen am eindrucksvollsten der Ö ffentlichkeit 
zugänglich gemacht werden. Erfahrungsgem äß erfüllen Aus-
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O b en : Vogelschaubild
Unten: Grundriß des Erdgeschosses

Zweiter Ankauf, Architekten Flerus und Konert, Dortmund

t : ■ j

steliungsräume aber nur dann ihren Zweck, wenn der Besucher 
fast zwangsläufig  zu ihnen hingeleitet w ird . Eine Verbindung mit 
dem W arteraum  der Stadtausleihe ist besonders empfehlenswert.

Das P r e i s g e r i c h t  hat aus den eingegangenen Arbeiten 
den Eindruck gewonnen, daß  die Verbindungsbrücke nach dem 
G eb äude der Senckenberg-Bücherei in baukünstlerisch befried i
gender Form nicht zu lösen ist. Läßt man sie fortfallen, so wird 
auch die städtebauliche Betonung des Universitätsgebäudes 
durch eine P latzan lage erleichtert, die bisher unverständlicher
weise unterblieben ist. Der Haupteingang zu diesem Mittelpunkt

des geistigen Lebens der Stadt befand sich bisher in einer engen 
N ebenstraße. Die Raumgestaltung vor der Universität schafft 
außerdem  für das Büchereigebäude einen Abstand, der ihm für 
die baukünstlerische Gestaltung und Höhenentwicklung größere 
Bewegungsfreiheit gestattet. An der breiten Hauptverkehrsstraße 
der V iktoriaallee aber schließt das Büchereigebäude die letzte 
Lücke, in einer G ruppe von wissenschaftlichen Forschungs- und 
Sam m lungsgebäuden. Die leichte Krümmung der breiten Straße 
und die unruhige G liederung der bestehenden Gebäude drängt 
zu einem betonten wuchtigen und damit beruhigenden Abschluß.
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Wirtschaftsumschau

Wand- und Bodenplatten
Mit Verfügung vom 25. Jan u ar 1935 w aren  die Fertig

preisbindungen für W and- und Bodenplatten durch den 
Reichskommissar für Preisüberwachung aufgehoben w or
den. Nunmehr liegt die neue genehmigte Marktordnung 
vor. Diese baut sich auf folgenden G rundlagen au f:

1. Eine H a n d e l s p r e i s l i s t e  legt für das gesamte 
Reichsgebiet einheitliche Handelspreise fest. Diese Preise 
gelten für Verkäufe des Händlers an Abnehm er, die 
nicht dem Reichsverband Deutscher Fliesengeschäfte an
gehören. Auf diese Preise erhalten gewerbliche A b 
nehmer entsprechende Absch läge. Diese Absch läge sind 
so errechnet, daß dadurch verhindert werden soll, daß  
private Bauherren die Platten selbst kaufen und sie von 
Nichtfacharbeitern verlegen lassen. Eine R i c h t p r e i s -  
l i s t e  enthält in vier Preisgruppen für Deutschland die 
Sätze für alle Arten von Verlegearbeiten . Bei Unter
schreiten dieser Richtpreise sind die Verlegerfirm en ver
pflichtet, der zuständigen Landesgeschäftsstelle Meldung 
zu erstatten. Eine M a r k t r e g l u n g  enthält die Be
stimmungen über Verkaufs- und Lieferungsbedingungen 
und Überwachung der Preisgebarung.

2. Um den Markt vollkommen zu ordnen, ist die A n 
ordnung getroffen worden, daß  W and- und Bodenplatten 
in Zukunft nur diejenigen erhalten, die verbandsm äßig 
erfaßt sind und daher auch auf die Einhaltung der M arkt
ordnung verpflichtet werden können. Zu diesem Zweck 
ist bei jeder Landesgruppe ein V e r b a n d  d e r  
P l a t t e n a b n e h m e r  gegründet worden.

3. Der Reichsverband Deutscher Fliesengeschäfte strebt 
durch diese Maßnahmen an , die Zahl der unmittelbaren 
Werksbezieher zu beschränken, ein Bestreben, das vom 
Kartellgericht in seiner neuesten Entscheidung als „w irt
schaftsvernünftig" bezeichnet w urde. Die M itglieder des 
Reichsverbandes kaufen daher unmittelbar ab  Industrie
werk, während die Angehörigen des Plattenabnehm er
verbandes von den Händlern des Reichsverbandes 
kaufen. Durch die entsprechende G ew ährung von A b 
schlägen auf die Handelspreisliste ist jedoch Vorsorge 
getroffen, daß diese Abnehmer preislich ungefähr so ge

stellt werden, als wenn sie unmittelbar ab  W erk  kaufen 
würden.

Private Bausparkassen
In einer M itgliederversammlung der Fachgruppe Private 

Bausparkassen in Berlin erstattete der kommissarische 
Leiter, G enerald irektor Arnold Knoblauch, Bericht über 
Verhandlungen, die er aus A n laß  der Unterstellung der 
Bausparkasse unter das A u f s i c h t s a m t  f ü r  d a s  
K r e d i t w e s e n  geführt hat. Im A nsch luß 'daran  wurde 
Knoblauch zum endgültigen Leiter der Fachgruppe be
stellt. N ach Abberufung des bisherigen Beirates wurde 
ein neuer Beirat gewählt, der aus neun Personen besteht. 
Reichsminister Kerrl hat mit Rücksicht auf die ihm vom 
Führer übertragenen neuen Aufgaben die Schirm herr
schaft über den Reichsverband Deutscher Bausparkassen 
niedergelegt.

Deutsche Gesellschaft für öffentliche Arbeiten
Mit dem Auslaufen der umfangreichen Arbeits

beschaffungsm aßnahm en, deren Finanzierung ihr über
tragen worden w a r, hat sich die Gesellschaft in ihrem 
laufenden Geschäft darauf eingerichtet, w ieder mit K r e 
d i t e n  a u s  e i g e n e n  M i t t e l n  eintreten zu können. 
Die M öglichkeit hierzu wurde nach der geldlichen Seite 
dadurch geschaffen, daß  die O e ffa  in den Jahren 1933 
und 1934 mit eigenen Ausleihungen zurückgehalten und 
dadurch flüssige Mittel in beträchtlichem Umfange an
gesammelt hat, insgesamt sind in dem abgelaufenen G e 
schäftsjahr aus den eigenen Mitteln Darlehen in Höhe 
von 49 M illionen M ark bewilligt worden. Diese D ar
lehensmittel werden gewöhnlich nicht für Arbeiten ge
währt, d ie nach den Grundsätzen einer gesunden öffent
lichen W irtschaft aus den ordentlichen Haushalten der 
Gem einden ermöglicht werden müssen, sondern nur für 
solche Aufgaben, die die Aufnahme von Anleihemitteln 
rechtfertigen und für deren Beschaffung die Bank auf 
absehbare Zeit ein wichtiger Darlehnsgeber bleiben w ird . 
Es handelt sich vorw iegend um Talsperren , Hafen-

D
bauten usw.

Rechtsfragen

Dünne W ohnungswände nicht zulässig
In ihren Anforderungen an den baulichen Zustand der 

Wohnungen verlangen die W ohnungsäm ter, d aß  die un
belasteten Scheidewände zwischen verschiedenen W o h 
nungen mindestens einen halben Stein stark oder als 
Wände aus doppeltem G ip s , Strich- oder Zementdielen 
ausgeführt werden müßten. Das O berverw altungsgericht 

hat jetzt in einer bemerkenswerten Entscheidung eine 
derartige Forderung der W ohnungsäm ter für gerecht
fertigt erklärt. Es handele sich um eine Frage der W o h 
nungspflege. Die betreffende W ohnung, deren M ängel 
zur Erörterung standen, w a r so schlecht gegen Schall 
gedämmt, daß man aus einer anderen W ohnung ständig 
jeden Laut und jedes einzelne gesprochene W ort, auch 
ohne daß es besonders tonstark geredet oder gerufen 
war, vernehmen mußte. Dieser Zustand stelle nicht nur 
eine weitgehende Belästigung und Einengung der 
eigenen Bewegungsfreiheit dar, sondern gebe auch ge
sundheitlich zu ernsten G efährdungen und Bedenken A n 

la ß . Einen solchen Zustand abgestellt zu sehen, bedeute 
eine der wichtigsten Grundbedingungen für die Be
schaffenheit und Benutzbarkeit einer W ohnung als Heim 
und Lebensmittelpunkt. (Entscheidung des Preußischen 
Oberverwaltungsgerichts.)

Ausnahm ebew illigung nach Ablehnung
Die Verwaltungsbehörden sind zum mindesten dann, 

wenn Belange der G e m e i n s c h a f t  es erfordern, 
nicht behindert, eine baupolizeiliche Ausnahme für einen 
Bau, deren Bewilligung sie abgelehnt haben, doch zu 
bew illigen, selbst wenn ihre frühere Ablehnungsverfugung 
u n a n f e c h t b a r  geworden ist. Das gilt besonders 
dann wenn durch die Gesetzesänderung die Rechtslage 
eine andere geworden ist. Der N achbar kann sich also 
jedenfalls dann nicht auf die verbindliche Kraft der frühe
ren Ablehnung der Ausnahm e berufen, wenn Belange der 
Gem einschaft eine neue Entschließung über die Aus
nahme rechtfertigen. (Entsch. d. Sachs. O V G . v. 22. M arz 

1935 -  31 I 32.)
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Duldung des Anbringens von Straßenleuchten
Nach § 90 Abs. 4 des sächs. Baugesetzes haben die 

Grundstückseigentümer die Anbringung von Vorrichtun
gen für die Straßenbeleuchtung, Aufhängung von Straßen
bahndrähten, Straßenbezeichnung usw. zu dulden, die 
für diese Zwecke erforderlich sind. Diese Duldungspflicht 
ist nicht in dem Sinne beschränkt, daß  der Grundstücks
eigentümer in jedem Falle einwenden könnte, die A n 
bringung sei a n d e r w e i t  m ö g l i c h .  Voraussetzungen 
für die Duldungspflicht sind vielmehr nur einmal, daß  es 
sich um einen der im G esetz aufgeführten Zwecke han
delt und ferner, daß  sich die Anbringung unmittelbar an 
den Grundstücken als eine im öffentlichen Nutzen 
liegende M aßnahm e darstellt. Ist das der Fall, so braucht 
n i c h t  bei jedem einzelnen Grundstück geprüft zu w er
den, ob die Anbringung gerade bei diesem Grundstück 
vom Standpunkt der öffentlichen Verwaltung aus eine 
besondere Notwendigkeit darstellt. (Entsch. d. sächs. 
O V G . v. 12. April 1935 —  197 I 34.)

W esen des W iderspruches gegen einen Bau
Die Aufgabe der Baupolizeibehörde ist es, im Rahmen 

des Baurechts die mit dem Bauen notwendig verbundenen 
Beeinträchtigungen frem der Lebenskreise, soweit sie ver
m eidbar sind, zu verhindern oder zu beseitigen. Hierbei 
soll sie nach der Absicht des Gesetzgebers durch die Be
teiligten unterstützt werden können, indem diese ihre 
Belange zur Kenntnis bringen. Der durch das G esetz

ausdrücklich eröffnete W eg , die Behörde in diesem 
Sinne auf entgegenstehendes Recht oder widerstreitende 
Belange aufmerksam zu machen, ist der „Widerspruch". 
Der W iderspruch gegen einen Bau (vgl. §§ 153 und 154 
des sächs. BauG .) ist danach (an und für sich) k e i n  
R e c h t s m i t t e l ,  es hat vielmehr lediglich die förmliche 
Bedeutung, daß  die Behörde das Vorbringen prüfen und 
darau f Bescheid geben, also eine Verwaltungsverfügung 
erlassen muß, gegen die dem W idersprechenden die ge
ordneten Rechtsmittel zustehen. Der Widerspruch kann je 
nach Lage des Verfahrens verschiedenen Inhalts sein. Er 
geht in jedem Falle davon aus, daß der von einem Drit
ten beabsichtigte (oder bereits errichtete) Bau, der den 
W idersprechenden beeinträchtigt, rechtlich unzulässig sei, 
und enthält das Verlangen an die Behörde, dasjenige 
zu tun, was nach Lage des Verfahrens der Beeinträchti
gung abzuhelfen verm ag. Aus diesem Grunde ist er auch 
an k e i n e  F r i s t  gebunden. (Entsch. d. Sächs. O VG . 
v. 29. M ärz 1935 —  163 I 34.)

W iderruf der Bauerlaubnis
Eine zu U n r e c h t  erteilte Bauerlaubnis kann zum 

mindesten dann w iderrufen werden, wenn der im W ider
spruche zum Rechte herbeigeführte Zustand die Allge
meinheit beeinträchtigt oder erkennbare Nachteile ge
sundheitlicher, wirtschaftlicher oder ideeller Art für dritte 
Personen hervorruft. (Entsch. d. Sächs. O V G . v. 29. März 
1935 —  163 I 34.)

N e u e  Bücher Lieferung übernimmt die Deutsche Bauzeitung, Abteilung Buchvertrieb, Berlin SW  19

A l t e s  B r a u c h t u m  i m H a n d w e r k .  Von Hein
rich Isenberg. 79 S. mit Abb . Verlag  Heinrich Busch
mann, Münster i. W . 1,20 RM. (114)

In dem kleinen W erke  sind zahlreiche Auszüge aus dem 
wissenschaftlichen Schrifttum über alte Handwerkersitten 
mit Fleiß gesammelt, aber leider fast ohne verbindenden 
Text w iedergegeben. Infolgedessen liest und genießt die 
A rbeit sich schwer; auch die eingestreuten hübschen A b 
bildungen beleben die spröde Darstellung kaum. Der 
Verfasser hat jedenfalls darau f verzichtet, aus eigener 
Kraft in Bild deutscher Handwerkskultur nachzuschaffen. 
Er gibt einen wissenschaftlichen „Extrakt" , der dem For
scher vielleicht doch zu knapp, dem Laien zu trocken er
scheint und schließlich beide nicht ganz befriedigt. — 
W ir wissen, was w ir von einer Darstellung älterer deut
scher Volksfeste zu erwarten haben. Es ging immer „hoch 
her" mit Schmausereien und Tänzen und allerhand 
Schabernack. W ir  wollen uns freuen, daß  die „geb ilde
ten" letzten Jahrhunderte nicht a lle  Überlieferung dieser 
Art ausgelöscht haben, so oft sie auch den Versuch unter
nehmen, die alten Feste „w egen ihrer heidnischen Ro
heit" oder „wegen hoher Unkosten" abzuschaffen. W ir 
haben inzwischen über die „heidnische Roheit" unseres 
Volkes anders zu denken gelernt. W e r diese frohen 
Feste noch nicht begreift, wird freilich auch niemals unsere 
volkstümliche alte Baukunst verstehen! G ran tz

V D I - J a h r b u c h  1935. Die Chronik der Technik. 
D IN A 5 , X II, 183 S. Berlin 1935, VD I-Verlag . 3,50 RM 
(VDI-Mitglieder 3,15 RM). (47)

Das Jahrbuch 1935 ist ein neues G lied  in einer Kette 
von mustergültigen zusammenfassenden Berichten. Auch 
dieses Jahr sind in einer Übersicht a lle  diejenigen G e 
biete der Technik schlaglichtartig hervorgehoben, wo die 
Forschung im Vordringen oder neue Zweige im Entstehen 
begriffen sind. Das W erk  gibt dem Leser einen plastisch

wirkenden Überblick und, durch außerordentlich zahlreiche 
Hinweise auf das erschlossene Schrifttum und durch die 
Anleitung „W eg  zum Schrifttum", den unmittelbaren An
schluß an die Quellen zur eingehenden Vertiefung. Das 
Buch kann nicht warm  genug empfohlen werden.

Traustel

M e n s c h  u n d  M e n s c h e n g e s e l l s c h a f t .  Drit
ter Band der Reihe „D er W eg zu uns selbst. Eine 
G anzheitslehre der Lebens-, W ohn- und Stadtbau
kultur". Von Architekt Dr. Richard Scharff. Verlag 
M eyersche Hofbuchhandlung, Detmold. 240 Seiten. 
5,—  RM.

Nur derjenige wird die zeitgem äße Bauform finden, der 
die neuen W erte erfühlt hat. An der Spitze dieser neuen 
W erte stehen Mensch und Menschengesellschaft. Dieser 
Gegenstand geht besonders die Architekten an, die ja 
das Menschenleben mit Haus, Hof und Siedlung sach
gerecht einzuhegen haben. Den ersten beherzten Vorstoß 
zu diesen neuen W erten hatte* im Bauwesen Scharffs 
„W eg  zu uns selbst" getan. Der erste Band erschien im 
M ärz 1932 und leitete die Reihe der Untersuchungen ein, 
die nicht von den Formen der Baukunst ausgehen, sondern 
umgekehrt aus deren W urzeln  und Entstehungsursachen 
a lle  Formen zu begreifen suchen. Der jetzt erschienene 
dritte Band erschließt nun dem Baufachmann den Fragen
kreis um den Menschen mit stetem Bezug auf die Bau
kunst: Durch die Beobachtung des Lebens, angefangen 
von den einfachsten Formen des Seins, wird hier ver
sucht, die G rundsätze a lle r Entstehung von Formen zu er
lauschen. Der erste Hauptabschnitt „Phänomene des 
Lebens" bringt dieses weite und fesselnde Gebiet und 
ordnet dabei den G edankenbau  der weltanschaulichen 
Fragen. Auf das damit gewonnene „G anzhe itsb ild " baut 
nun der zweite Hauptabschnitt „D as Problem der mensch
lichen Struktur" auf. Dieses G eb iet ist dem Ingenieur



wenia geläufig, daher um so lesenswerter. Im dritten 
Abschnitt „Das W esen der Gesellschaftsform en" werden 
diese Untersuchungen in das G eb iet der Sozio log ie und 
A n t h r o p o l o g ie  erweitert. Der vierte Abschnitt überrascht 
durch die große Fülle an Beispielen und Beobachtungen 
aus der Baukunst. Erwähnt sei noch, daß  in dieser A r
beit das dualistische, also das bisher geläufige Prinzip 
zurückgestellt und durch das „neue W eltb ild  als Sinnbild 
dreipoliger Zuordnungen" ersetzt w ird . Jedenfalls  ist 
auch dieses neue Buch eine gew altige Fanfare  des 
Willens der neuen G anzheit. Schw ieger

D e r  N e u b a u  d e s  Z o o l o g i s c h e n  I n s t i t u t s  
de r  U n i v e r s i t ä t  M ü n c h e n .  Von Professor 
Dr. K. v. Frisch und M inisterialrat Dr. Th. Kollmann.
32 S. mit zahlr. Abb . u. 1 Plan. München 1935, G rap h . 
Kunstanstalt A . Huber, München. 2,—  RM. (126)

Unter der Oberleitung von M inisterialrat Dr. Th. Ko ll
mann entstand für das Zoologische Institut in München 
eine mustergültige Anlage mit all den technischen Fein
heiten, wie sie eine solche einm alige A u fgabe erfordert. 
Der Gesamtaufwand des N eubaues betrug ohne G rund 
stückkosten 1 583 306 RM. Von dieser Summe gehen 
560000 RM auf das H örsaa lgebäude. Der Einheitspreis 
für den Kubikmeter errechnet sich für das Zoologische 
Institut auf 52 RM, für den H örsaa lbau  auf 41,50 RM. 
Auf die Hauptbaukosten entfallen hiervon rund 70 vH , 
auf die Möbel, die allgem eine innere Einrichtung und die 
wissenschaftlichen G eräte 27 vH und auf die Bauführung 
3 vp| Ernst-Erik Pfannschmidt

G r u n d l a g e n  d e r  K o s t e n r e c h n u n g  u n d  
O r g a n i s a t i o n  e i n e s  B a u b e t r i e b s  für den 
Wohnungs- und Siedlungsbau in Stadt und Land. Von 
Privatdoz. Dr.-Ing. Edgar Hotz unter M itarbeit von 
Regierungsrat Dr.-Ing. Hans Kam mler. Verlagsgesell
schaft R. Müller m. b. H ., E b e rsw a ld e -ß e r lin -L e ip z ig .
160 S. Din A  4. Leinen 4,80 RM. (68 )

Für den im Ansturm der Hunderte von Fragen des Tages 
Stehenden will diese Arbeit von etwa 150 Seiten auf den 
ersten Blick als allzu eingehend und theoretisch er
scheinen. Bei ruhiger Durchprüfung der G rundlagen und 
Fragen, die darin behandelt werden , kann ab er nur be
grüßt werden, daß es endlich einmal unternommen ist, 
mit wissenschaftlichem Ernst und der bisher zu oft zu ver
missenden Unvoreingenommenheit und Beständigkeit a lle  
Fragen der auf die Förderung der Volksgem einschaft ein
gestellten Baubetriebsführung, insbesondere auch der 
immer noch im argen liegenden wirtschaftlich gesunden 
Kostenberechnung zu unterstützen und ausreichend zu 
beantworten. Freilich ist eigentlich auch heute erst die 
Zeit reif für eine solche Arbeit, wo der Grundstein ge
legt wird für eine neue W irtschaftsauffassung , die auch 
eine Wandlung aller Beteiligten zur Voraussetzung hat 
und die keinen Raum mehr läßt für Geschäftsgrundsätze , 
etwa derart, daß man größere Leistungen verlangt, als 
man gerechterweise bezahlen w ill und kann, oder an 
Menge und Güte weniger liefert, als man bezahlt e r
hält. Zur Behandlung steht die H auptfrage der Bau- und 
Volkswirtschaft: der Wohnungs- und Siedlungsbau im
ganzen. In einer ungewöhnlichen Übersichtlichkeit wird 
in sorgfältig ausgearbeiteten Tafe ln , Linienbildern und 
Aufstellungen jede Einzelfrage behandelt. Es muß der 
Hinweis genügen, daß vom ersten Auftauchen der Bau
absicht beim Bauherrn über Kostenanschlagsfertigung 
und Vertragsschluß, G eldbeschaffung unter Ermittlung 
aller hierzu erforderlichen G rund lagen einschließlich 
allen Verkehrs mit den Behörden, bis zur Fertigstellung 
und Ausführung mit ihren Fehlern aus M ängeln der Be
triebsgestaltung, Bauweise, W erkzeug und allen Verlust-

Männer vom Bau

H e in rich  S t ra u m e r , B erlin , Pro
fessor, D r.-Ing . e . h ., Architekt von 
Kirchen, Landhäusern , Verw altungs
bauten und M useen. Se ine  bekann
testen Bauten sind der Funkturm und 
d ie  Funkhalle  a u f dem Berliner 
M essegelände

quellen überhaupt auch nicht ein einziger Punkt un- 
erörtert bleibt. Dieses Buch löst wirklich die Aufgabe , die 
sich die Verfasser gestellt haben, den Bauherren, A rch i
tekten, Baubeamten und Bauunternehmern als Vorschläge 
für eine bloße Aufgabenstellung und Abgrenzung der 
Verantwortlichkeiten zu dienen. Es gehört nicht zum w e
nigsten auch in die Hände des Nachwuchses auf den 
Technischen Hoch- und Fachschulen. Eine weite, große 
Sendung könnte und sollte es zu erfüllen in der Lage 
sein : endlich den W eg zu ebnen für eine gerechte und 
wirtschaftlich gesunde Auftragsvergebung, die unser 
Handwerk w ieder in die Lage versetzt, baukulturliche 
W erte zu schaffen, die das berüchtigte Submissions
wesen allzu lange und leider allzu gründlich unterbunden 
hat. Damm

Der w iedergegebene Ausschnitt des Lichtbildes eines 
Hauses ist zum vollständigen Bau zu ergänzen . Die G e 
staltung ist im gleichen Ausdruck durchzuführen w ie ihn

das Bild zeigt. .
I. Preis RM 10.—  II. Preis RM 5.—

A lle  Baugestalter und Studenten können sich betei
ligen. Preisgericht ist die Schriftleitung der Deutschen 
Bauzeitung. Die Entscheidung ist (unter Ausschluß des 
Rechtsweges) unwiderruflich. Einsendungen der Skizzen 
mit dem Verm erk „Kurzau fg ab e 10" bis 26. August.
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N achrich ten

G esetze und Richtlinien
G e m e i n d e n ,  K ü n s t l e r  u n d  K u n s t h a n d 
w e r k e r .  Der Reichspropagandam inister hatte mehr
fach  darum ersucht (siehe unsere Veröffentlichungen im 
Heft 22, S. A  272; Heft 25, S. 496; Heft 32, S. A  383), 
bei der Vergebung öffentlicher Arbeiten Künstler und 
Kunsthandwerker, insbesondere M aler, in verstärktem 
M aße heranzuziehen. Der Reichs- und Preußische M i
nister des Innern empfiehlt nunmehr seinerseits weit
gehende Berücksichtigung dieses Ersuchens und regt 
gleichzeitig eine vermehrte Zusam menarbeit der G e 
meinde und Gem eindeverbände mit der Reichskammer 
der bildenden Künste und deren Landesleitungen an. 

E i n e  W a r n u n g  d e r  B e r l i n e r  B a u p o l i z e i .  
In letzter Zeit haben sich in Berlin die Fälle gehäuft, daß  
Bauherren; vor allem Sied ler und Handwerker, durch ge
wissenlose Bauunternehmer geschädigt und teilweise um 
ihr Vermögen gebracht wurden. Die Baupolizei weist 
daher erneut darau f hin, daß  sie im Zusammenarbeiten 
mit den Handwerkerinnungen die Zuverlässigkeit prüft. 
Es wird vor allem die Notwendigkeit in den Vordergrund 
gestellt, in jedem Falle vertrauenswürdige Fachleute und 
Architekten zu Rate zu ziehen, sich rechtzeitig vor dem 
Kauf eines Grundstückes bei den zuständigen Behörden 
über Bebaubarkeit, W ert usw. zu erkundigen, sowie bei 
der Auswahl der Bauunternehmer und Bauhandwerker 
vorsichtig zu sein.

Behörden und Einrichtungen
V e  r t r a u e n s - A r c h  i t e k t e n  f ü r  B a u -  u n d  
S i e d l u n g s v o r h a b e n .  Das Reichsheimstättenamt 
hat sich entschlossen, in den einzelnen Gaugebieten V er
trauens-Architekten einzusetzen, um eine einheitliche und 
plangerechte Erfassung und Vorbereitung sämtlicher Bau- 
und Siedlungsvorhaben in den Gaugebieten zu sichern 
und eine Verzögerung der Ausführung der Vorhaben zu 
verm eiden, die durch w iderstrebende Meinungen in Fach
fragen entstehen könnten. Die Aufgaben dieser V e r
trauens-Architekten sind im wesentlichen auf die Über
wachung der durchzuführenden Vorhaben und weiterhin 
au f die Verbesserung der Planung und die Heranziehung 
geeigneter Fachleute gerichtet. Der Siedlungsbeauftragte 
im Stabe des Stellvertreters des Führers, Dr. Ludowici, 
hat zunächst folgende Vertrauens-Architekten bestimmt:
1. Prof. W etze l, Stuttgart, Technische Hochschule; 2. Prof. 
Frick, Architekt, Königsberg; 3. Architekt Karl Fischer, 
München. W ie  w ir hören, schweben wegen der Be
nennung weiterer fünf Vertrauens-Architekten Verhand
lungen mit den betreffenden G aule itern . 

E r h o l u n g s u r l a u b  f ü r  b i l d e n d e  K ü n s t l e r .  
Der Präsident der Reichskammer der bildenden Künste 
hat mit dem Hauptamt für Volkswohlfahrt ein Hilfswerk 
zugunsten notleidender Künstler, soweit sie M itglied der 
Kammer sind, eingeleitet. Es konnten bereits zah lre iche 
Verschickungen erholungsbedürftiger Künstler durchge
führt werden. Anträge für Erholungsbedürftige zu Ver
schickungen in Fam ilienfreistellen, für Kranke in Kur
bäder können gestellt w erden ; die Fahrpreiserm äßigung 
beträgt 50 vH , in Sonderfällen werden noch größere 
Ermäßigungen gewährt. N ähere Auskünfte erteilen die 
Landesleitungen der Reichskammer der bildenden Künste.

Siedlung
G e n o s s e n s c h a f t e n  u n d  L a n d a r b e i t e r -  
w o h n u n g e n .  Die Schlesische Landesgenossenschafts
bank Raiffeisen, Breslau, und die Provinzial-Genossen- 
schaftsbank gewähren nach gemeinsamen Richtlinien

Darlehen für den Bau von Landarbeiterwohnungen. Die 
Genehmigung des Bauvorhabens muß durch die Landes
bauernschaft Schlesien genehmigt sein. Die Unterlage 
des Darlehens bildet der durch das Landesarbeitsamt zur 
Verfügung gestellte Reichszuschuß, der die Hälfte der 
Kosten (etwa 3600 M ark je Baustelle) deckt. Der Zins
fuß beträgt für den Darlehnsnehmer 5 vH. 

B ä u e r l i c h e  S i e d l u n g e n  i n  b a y r i s c h e n  
S t a a t s w ä l d e r n .  Schon seit längerer Zeit hat Mi
nisterpräsident Siebert umfassende Maßnahmen veran
laßt, um geeignete Staatswaldungen der bäuerlichen 
Siedlung zuzuführen. Bisher sind bereits 1400 Tagewerke 
W aldboden für solche Zwecke abgetragen worden. Es 
handelt sich um gesammelte Anliegersiedlungen, d. h. 
um die Erweiterung bereits vorhandener bäuerlicher Be
triebe.

Straßenbau
S c h l e s i e n s  R e i c h s a u t o b a h n e n .  Auch in 
Schlesien ist ein g roßer Teil der Reichsautobahnen in An
griff genommen worden. So sind u. a . auf der Strecke 
Breslau— Berlin über 70 Kilom eter im Bau. Die Linien
führung der schlesischen Reichsautobahn hat ihren Aus
gangspunkt in Beuthen. S ie geht dann durch das ober
schlesische Industriegebiet nördlich von Hindenburg und 
G le iw itz  über den Adolf-H itler-Kanal und die Oder, ver
läuft südlich von O ppeln , Brieg, an Breslau vorbei in 
Richtung Liegnitz und Haynau durch die Kreise Bunzlau, 
Sprottau, Sorau , Guben und mündet schließlich bei Ber
lin in den großen Ring um die Reichshauptstadt, von dem 
aus strahlenförm ig die Reichsautobahnen nach allen 
Himmelsrichtungen ausgehen.

Zählergebnisse
B e r l i n s  R a d f a h r w e g e  E n d e  M ä r z  1935. Der 
Gesam tbestand der in Berlin vorhandenen Radfahrwege 
betrug am 31. M ärz 1934 291,0 Kilometer. Durch Neu
anlagen im Laufe des Rechnungsjahres 1934 hat sich die 
Länge des Berliner Radfahrwegenetzes um 12,4 auf ins
gesamt 303,3 Kilometer erhöht. Der Hauptzugang entfällt 
au f den Verwaltungsbezirk Treptow , in dessen Bereich 
allein  7,8 Kilometer oder 51,4 vH der im Rechnungsjahr 
1934 in Berlin neu angelegten Radfahrwege geschaffen 
wurden. In weitem Abstand fo lgt der Verwaltungs
bezirk Spandau mit 1,5 Kilometer. Vom Gesamtbestand 
der in Berlin vorhandenen Radfahrw ege liegen nach dem 
Stande vom 31. M ärz 1935 insgesamt 37,2 Kilometer oder 
12,2 vH in städtischem D auerw ald . Von den im Rech
nungsjahr 1934 neu geschaffenen Radfahrwegen liegt ein 
noch erheblich höherer Anteil —  5,0 Kilometer oder 
33,1 vH —  in den der städtischen Forstverwaltung unter
stehenden W aldungen der Stadt Berlin. (Vergleiche auch 
unsere Veröffentlichung in Heft 31, Seite 622.)

Ausland
S c h w e d i s c h e  S t ä d t e b a u e r  b e s u c h e n  
D e u t s c h l a n d .  Sechs hervorragende schwedische 
Städtebauer —  ein Regierungsvertreter und fünf Mit
g lieder der Stadtbauverwaltung Stockholm — befinden 
sich zur Zeit au f einer Forschungsfahrt durch Deutschland, 
die sie unter anderem  nach München, Stuttgart, Mann
heim, Köln und Berlin führt.

Persönliches
K u n s t m a l e r  G e r h a r d  B e u t h n e r  ist beauftragt 
w orden, in der Fakultät für Bauwesen der Technischen 
Hochschule Breslau das architektonische Zeichnen und 
Aquare llieren  in Vorlesungen und Übungen zu vertreten.


